
Stadt Zürich
Gemeinderat GR Nr. 2022/ 463

21 . September 2022

von Yasmine Bourgeois (FDP)
und Severin Pflüger (FDP)

Schriftliche Anfrage

Am 9. September 2022 wurde von einer Betreuungsperson ein E-Mail an das gesamte Schul-
und Betreuungspersonal des Schulkreises Zürichberg. Der Massenversand wurde vom Schul-
mail-Account der Betreuungsperson versandt und enthielt die Abstimmungsempfehlung des
VPOD betreffend Einführung der Tagesschule. Der VPOD stellt sich gegen die Variante des
Stadtrats und unterstützt die Variante des Gemeinderats. Die E-Mail wurde an schätzungsweise
rund 900 Personen versandt und erweckte den Eindruck, dass Personalverbände, Behörden
und Personal einhellig die Variante des Gemeinderats unterstützen. Gleichzeitig machte die
Nachricht Werbung für den VPOD ("Jetzt VPOD-Mitglied werden!“).

In einem zweiten Fall wurde von einer Betreuungsperson, ebenfalls via Schulmail-Account, eine
E-Mail an einen grossen Verteiler (bspw. Parlamentsmitglieder aus dem entsprechenden Schul-
kreis) versandt, mit der Aufforderung einen Dispopunkt einer Vorlage des Gemeinderats zur Er-
stellung von Schulpavillons abzulehnen.

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:
1. Existieren in der Stadtverwaltung Richtlinien oder Weisungen betreffend E-Mail-Versand

und/oder Verbreitung politischerWerbung oder politischer Parolen (auch von Verbänden
und Gewerkschaften) durch Mitarbeitende der Stadtverwaltung oder Mitarbeitende von
Schulen?

2. Welche organisatorischen und technischen Massnahmen wurden durch den Stadtrat an-
geordnet, um den Versand von Massenwerbung durch Mitarbeitende der Stadtverwal-
tung oder von Schulen über elektronische Adressbücherderöffentlichen Verwaltung zu
verhindern?

3. Wie werden in der Stadt Zürich tätige Lehrpersonen und Betreuungspersonen geschult,
damit die politische Neutralität der Schule sichergestellt und die zweckwidrige Verwen-
dung von Daten der Stadtverwaltung verhindert werden kann?

4. Welche konkreten Massnahmen leitet der Stadtrat aus den geschilderten Sachverhalten
ab? Erachtet er eine Intervention beim VPOD als angebracht?
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